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1. Einleitung 
Macht und Einfluß der politischen Parteien sind in der Bundesrepublik Deutschland 
besonders weitgehend und umfassend. Das hat verschiedene Gründe, tatsächliche und 
rechtliche. In der Stunde Null nach dem Zusammenbruch stießen die demokratischen 
Parteien - auch angesichts der politischen Vorbelastung mancher konkurrierender Ein-
flußgruppen - in ein Vakuum. Über fast fünf Jahrzehnte hinweg haben die Parteien ihre 
Stellung etabliert und ihre Macht in praktisch alle politisch relevanten Bereiche hinein 
auszudehnen gewußt. Damit einher ging ein Konzentrationsprozeß unter den Parteien, 
der auch durch Rechtsregeln wie die Fünfprozentklausel und durch das Verbot der SRP 
und der KPD aufgrund des Art. 21 Abs. 2 GG gefördert wurde und bei dem schließlich 
nur vier Parteien von Gewicht übrig blieben, die sich weitgehend als "Volksparteien" ver-
stehen: die CDU und die CSU, die SPD und - mit Einschränkungen - die F.D.P. Seit 
Ende der 70er Jahre sind ,.,Die Grünen" hinzugekommen. Ob sich am rechten und linken 
Rand dauerhaft weitere Parteien bilden, muß abgewartet werden. 
Eine erhebliche Stärkung erfuhren die Parteien auch durch die rechtstheoretische Über-
höhung ihrer politischen RoHe, wie sie vor allem Gerhard Leibholz mit seiner Parteien-
staatsdoktrin vorgenommen hat. Dieser Ansatz, der in den Parteien nicht nur Vermittler 
zwischen Volk und dem Staat sieht, sondern sie "im Sinne einer eigenartigen Dreieinig-
keit" mit Volk und Staat identifiziert und der zunächst auch Einfluß auf das Bundesver-
fassungsgericht hatte, trug dazu bei, daß Parteien lange gegen Kritik weitgehend immu-
nisiert \varen und der Blick für Mißstände und Fehlentwicklungen in ihrem Wirken ver-
stellt blieb, fast so, als gelte der Satz "Parties can do no wrong". 
Inzwischen hat sich in Wissenschaft und Öffentlichkeit ein deutlicher Wandel voll-
zogen, der seine Schubkraft auch aus unübersehbaren Zeichen zunehmender "Parteien-
verdrossenheit" erhalten hat. 
In der Tat kann die Frage, welche Rolle die Parteien im Verfassungsstaat zu spielen 
haben und wo ihnen Grenzen zu ziehen sind, in ihrer Bedeutung gar nicht überschätzt 
werden. Die Rolle der Parteien markiert eine Velfassul1g.~frage par excellence, neben der 
Rolle der Interessenverbände und der Medien heute vielleicht die Verfassungsfrage über-
haupt. Letztlich geht es um die uralte Frage nach der Kontrolle der Mächtigen. Wenn der 
Satz stimm1, daß Macht, soll sie nicht korrumpieren, der Kontrolle bedarf, so ist von 
I Auf die Angabe von FundsteJlen wurde bewußt verzichtet. Eine Ausarbeitung der meisten hier wiederge-
gebenen Gedanken (und die zugehörigen Verweise finden sich in meinen Büchern .,Staat ohne Diener", 
.. Staat als Beute" und in meiner Aufsatzsal1ll11lung "Demokratie ohne Volk" (alle München 1993). 
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vornherein zu vermuten, daß hinsichtlich der Parteien ein besonders ausgeprägler Kon-
troUbedarf besteht. 
Mit der vorbehaltlosen Diskussion dieser Fragen tun sich Wissenschaft und Publizistik 
allerdings immer noch schwer. Ein Grund liegt darin, daß in Deutschland die Krit.ikan 
demokratischen Parteien aus historischen Gründen al'lzuleicht mißverstanden wird. Die 
Erinnerung an Weimar wirkt noch nach. Kritik an bestimmten Defiziten der Parteien wwrd 
kurzschlüssig - teilweise auch von interessierter Seite gezielt gelenkt - immer wieder mit 
Kritik an der Existenz der Parteien und an der Staatsform der DenlOkratic schlechthrun 
gleichgesetzt. 
Die aktuelle Kritik an den Parteien kommt von ganz oben und ganz unt,en lugl,cich. Der 
ehemalige Bundespräsident Richard von Weizsäcker hat sie in einem 1992 erschienenen: 
"Gesprächsbuch" in Worte gefaßt. Die Essenz seiner Kritik faßte er in dcm SiJtz zusam-
men, die "Parteien und Parteiführungen" seien "machl.vers,essen auf den Wahlsieg und 
machtvergessen bei der Wahrnehmung der inhaltlichen und konzeptionellen politis,cben 
Führungsaufgabe". Der Bundespräsident hat damit, wie etwa die Heidclherger Rhein-
Neckar-Zeitung schrieb, "Millionen Bürgern aus dem Herzen" gesprochen. Nichl so 
aBerdings vielen betroffenen Politikern. Ihre vorherrschende Reaktion war wütende 
Zurückweisung. Überwiegend werteten sie die Kritik als "undi ffercnzicrt·e Paneicnschel-
te" ab und beantworteten sie mit Gegenattacken, warfen dem Bundespräsidenten 
"Haschen nach billiger Popularität" (so der Chefredakleur des "Baycrn-Kuri.er") und 
"Maßlosigkeit" (Rau) vor. Die Parteien benötigten in ihrer derzeit schwierigen Lage 
"eher eine Ermutigung" (Rau, SchäuMe). Weizsäcker ignoriere das Engagement der 
vielen Bürger, die ehrenamtliche Aufgaben auf Ortsebene vornehmen (Kohn. Zugleich 
bestehe die Gefahr des Beifalls von der falschen Sei.te. Schönhuber mUsse sich vor 
Freude über Weizsäckers Worte auf die Schenkel geklopft haben. schrieb Norhen BWm. 
Parteienkritik sei im übrigen auch in anderen Ländern zu beobachten. etwa in Itahen und 
Frankreich. "Der Spiegel" wollte in einer Titelgeschichtc mit der Überschrift "Ocr Ab-
Kanzler" in der Kritik Weizsäckers gar nur ei.ne persönliche Abrechnung mit Helmut 
Kohl sehen, besonders in Weizsäckers zugespitztem Satz "Bei. uns ist ,ein Bcrufspoliliker 
im aHgemeinen weder ein Fachmann noch ein Dilettant,. sondern ein Generahsl. mit Spe-
zialwissen, wie man politische Gegner bekämpft. . .Im übrigen sei die Krilik nicht neu 
(Blüm), und Weizsäckers "therapeutische Schlußfolgerungen" seien .. ausgesprochen 
dünn" (Schäuble). 
Immerhin gab es auch Zustimmung oder zumindest ~~rgl1mctUa[i vc Offenheit. CI.W.~ bei 
Glotz, Dieste1, Geissler, Biedenkopf. Däubler-Gmelin und Lüder; auch Huns-Jochcn Vo-
gel warnte vor einer vorschneUen Verurteilung der Kritik; selbst Kohl und Schäuble 
räumten, obwohl sie die Kritik zurückwiesen. Miß.ständc "in allen Pancien" ein. "auch 
.Filz', Yerbonzung', und so manche Verknlstung" (KohI); die Parteien sollten sk:h .. etwas 
zurücknehmen" und "auf die wichtigsten Dinge" bcschrünkcll (Schüuhk;). 
Eines hat die bemerkenswerte Initiative des Bundcspr~isidcnlcn jedenfalls bewirkt: Sie 
hat das Thema "politische Parteien", von deren Funktionsgerechtigkeit unser aller Wohl 
und Wehe abhängt, dahin gerückt, wohin es gehört - von einem bisherigen Randthema in 
den Mittelpunkt der innenpolitischen Diskussion. 
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Nun brun ich nicht so vermessen, in einem Vortrag Patentlösungen für alle Prob~eme 
offeri·eren zu wollen. Ich möchte aber zweierlei versuchen: ein Konzept im Ansatz skiz-
zieren, das die scheinbar auseinanderlaufenden Teilprobleme zusammenhält und einige 
praktische FäHe auswerten, über die ich gearbeitet habe. 
2. Vier Kritikpunkte 
Die Kritik an den politischen Parteien läßt sich auf vier Hauptpunkte zurückführen: 
Das Volk komme nicht zu Wort, sondern werde durch die politischen Parteien ersetzt, die 
aber ihrerseits ihrer Funktion als Mittler zwischen Staat und Volk nicht gerecht würden. 
Die Parteien versagten vor der Lösung dringender Gemeinschaftsaufgaben, es bestehe 
ein Defizit an Problemlösungskompetenz, ein parteilich bedingtes "Staatsversagen". Der 
Bundespräsident spricht insoweit von "Machtvergessenheit". 
Die Parteien höhlten den verfassungsrechtlichen Grundsatz der Gewaltenteilung .aus; das 
habe schädliche Rückwirkungen auf die Funktionsfähigkeit des ganzen Systems. 
In den Parteien dominiere das Eigeninteresse an Macht, Posten und Geld. Das ist Weiz-
säckers "Machtversessenheit". 
Ich mächte versuchen, diese vier Kritikpunkte zu überprüfen und dabei z,eigen, daß. sie 
alle zusammenhängen und sich in der staatlichen Parteienfinanzierung und in der partei-
lichen Ämterpatronage besonders zuspitzen. 
2. W Demokratie ohne Volk? 
Die Zurückdrängung, ja Entmündigung des Wählers wird besonders deutlich auf der 
Bundesebene, auf der nach der Kompetenzverteilung des Grundgesetzes die wichtigsten 
Entscheidungen fallen. Sachentscheidungen im Wege des Volksbegehrens und Volksent-
scheids gibt es hier ohnehin nicht. Aber selbst bei Ausübung seines Königsrechts in der 
repräs,entativen Demokratie, des Wahlrechts, wird der Bürger von den Partei,en bevor-
mundet, und zwar weitaus mehr als nach den Gegebenheiten der Massendemokratie 
unvermeidlich wäre. Wer ins Parlament kommt, bestimmt die Partei. Wen sie auf einen 
"sicheren" Listenplatz nominiert hat, dem kann der Wähler nichts mehr anhaben. Selbst 
wer im Wahlkreis nicht die Mehrheit der Bürger erlangt, ist auf der Landesliste oft abge-
sichert und kommt auf diesem Weg doch noch ins Parlament. Die Wahl ist nur noch 
Formsache. Dwe Behauptung, der Wähler treffe mit dem Ankr·euzen einer Partei eine Ent-
scheidung über deren Personal angebot, ist reine Fiktion. Auf den Listen bei Bundestags-
waMen sind di,e Kandidaten (mit Ausnahme der ersten fünf) denn auch nicht einmal mehr 
nam,entlich aufgefühn. Der Wähler entscheidet allein noch über die Größe der verschie-
denen Fraktionen und damit über die Herrschaftsanteile der Parteien, nicht über die Kan-
didaten. '(Bei den Europawahlen wird dies ebenso deudich.) 
Die Ersetzung des Volkes durch die Partei wird am Fehlen der Unmittelbarkeit der 
Wahl besonders deutlich. Würde die zeitliche Reihenfolge vertauscht und würden die 
29 
Bürger zuerst die Parteien wählen und diese erst danach festlegen. welche Personen die 
auf sie entfallenden Mandate erhielten, wäre der Verstoß. gegen die Unmittelbarkeit 
offensichtlich. Die Wahl der Abgeordneten erfolgte dann unmittelbar durch die Part.eien, 
nicht unmittelbar durch das Volk, wie Artikel 38 GG es verlangt. Es macht hinsichtlich 
der "sicheren" Mandate aber keinen Unterschied, l'vaml die Partei festlegt. wer sie be-
kommt; ob dies vor oder nach der Wahl geschieht, das Ergebnis Meibt dasselbe: die Partei 
und nicht das Volk verteilt die Mandate. 
Dies bewirkt, daß die Abgeordneten, die wiedergewählt werden wollen. sich vornehm-
lich auf die Partei, nicht auf die Bürger hin orientieren. Die Parteien und ihre internen 
Gremien sind für die politische Durchschnittskarriere weit wichtiger als die 60 Mio. 
Wahlberechtigten. Für den Politiker besteht folglich wenig Anreiz zur Verstärkung von 
Bürgerkontakten, viel Anreiz dagegen zum Ausbau der innerparteilichen Verbindungen. 
Die derzeitigen Spielregeln der Macht sind also einer Verstärkung der Bürgernahe der 
Parteipolitik und ihrer Träger alles andere als förderlich. 
Auch die große Richtung der PoEtik kann der Wähler kaum beeinflussen. Wenn k]eine 
Parteien Zünglein an der Waage spiden und durch ihre KoaHtionspräfercnzen darüber 
entscheiden, wer die Mehrheit im Parlament erhält und die Regierung stellt. und zudem 
abweichende Mehrheiten im Bundesrat dazu führen, daß. fast alle wichtigcn Entscheidun~ 
gen nur noch von den großen Parteien gemeinsam getroffen werden können und die Bun~ 
desrepubHk de facto von einer großen Koalition regi.ert wird. kann der Bürger wäMen" 
wen er will: Das Ergebnis bleibt das gleiche. 
Auf der Ebene der Verfassungsgebung des Bundes ist das demokratische Defizit fast 
noch größer. Die Verfassung als normative Grundlage des Staatcs erhält in der Demokra-
tie ihre Legitimation im allgemeinen dadurch, daß das Volk zunächst eine .. verfassung-
gebende Versammlung" wählt und später über deren Verfassungsentwurf durch Volks-
abstimmung entscheidet. So sind die 1946 und 1947 erlassenen Verfassungen der Länder 
der späteren Bundesrepublik regelmäßig von Versammlungen beschlossen worden, die 
zu diesem Zweck direkt vom Volk gewählt worden waren, und vor ihrem Inkrafttreten 
wurden sie Volksabstimmungen unterzogen. 
Demgegenüber war der Parlamentarische Rat, der das Grundgesetz 194B/49 unter er-
heblicher Einflußnahme der westlichen Besatzungsmächte ;.msurbcitctc. weder direkt 
vom Volk gewählt worden, noch wurde das Grundgesetz einer Volksabstimmung unl.er-
worfen. Die These, dieses demokratische Legitimationsdefizit sei später durch die hohe 
Wahlbeteiligung bei Bundestagswahlen geheilt worden, entspringt einer ctWi.1S fmglichen 
Logik. Bei den Bundestagswahlen steht die Entscheidung zwischen bestimmten Parteien, 
nicht aber für oder gegen das Grundgesetz zur Debatte. 
Auch die - jetzt ganz aktuell - in der Bundesrepubhk eingcsclzl'C 64-köpfigc Verfas-
sungskommission, die gewisse Vorschläge für Änderungen des Grundgesctzcs machen 
sollte, wurde nicht etwa vom Volk für diese Aufgabe eingesetzt. sondern je zur Hälfte 
vorn Bundestag und Bundesrat gewählt. Das wirft seine Schatten voraus - gerade wenn 
es um die Begrenzung der Macht der Parteien und der "pol.itischen Klasse" gehl. Denn 
die Verfassungskommission war vol] von ihnen. Mögen auch vicJ,e nuchdenkliche. pro-
blembewußte und reformbereite Männer und Frauen darunter gewesen sein - die Begren-
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zung der politischen Klasse durch sich selbst gerät doch leicht zum Münchhausen-Pro-
blem: sich am eigenen Schopf aus dem Sumpfe ziehen. Vorschläge für eine Erweiterung 
der Rechte des Volkes fanden keine Mehrheit. 
Wie mmmer, wenn das Volk nichts zu sageri hat, fehlt bei allen derartigen Fragen, so 
fundamental sieaucll sein mögen, jede breite und tiefgehende öffentliche Diskussion. 
Das war bei Beratung und Verabschiedung des Grundgesetzes nicht anders als beim 
Maastricht-Vertrag und bei den Beratungen der Verfassungskommission. Das Gefühl der 
Parteien, die Bürger nicht überzeugen zu müssen, und das Gefühl der Bürger und Medi-
en, doch nichts bewirken zu können, weil alles schon entschieden sei, nahm jeder großen 
Debatte schon im Ansatz die Motivation. 
In Deutschland scheinen bei der Zurückdrängung des Volkes überkommene obrigkeits-
staatliche Denkweisen, die dem beschränkten bürgerlichen Untertanenverstand nichts 
zutrauen, mit dem Allmachtinteresse der Führungsgruppen der Parteien eine unheilige 
Allianz eingegangen zu sein. Die Folgen sind Bürgerjerne. der Parteien und Parteien-
verdrossenheit der Bürger. 
Es gibt gut,e Grunde, di,e Diskussion um mehr direkten Einfluß des Volkes heute erneut 
aufzugreifen: Der extrem antiplebiszitäre Affekt des bundesrepublikanischen Staats-
rechts war durch ,eine Überreaktion auf Weimar geprägt. Neue Untersuchungen zeigen, 
daß die damaligen Erfahrungen - entgegen verbreiteten Behauptungen - durchaus nicht 
negatmv waren. Die Väter des Grundgesetzes sind einem historischen Mißverständnis 
aufgesessen. Die seitherigen Erfahrungen mit Volksbegehren und Volksentscheiden in 
den Bundesländern sind gleichfalls ermutigend, etwa bei der Einführung der Direktwahl 
der Bürgermeister und Landräte in Hessen und Nordrhein-Westfalen oder bei der Müll-
beseitigung in Bayern. Auch die friedliche Revolution in der DDR, diese historische Tat 
der Befreiung von einem diktatorischen Regime, war ein direkter Akt des Volkes und hat 
dieser Äußerungsform einen starken Schub an Legitimation vermittelt. Soll der Bürger 
eines einheidichen Deutschlands auch in Zukunft so weit entmündigt werden, wie dies in 
der Bundesrepublik bisher der Fall war? 
2.2 Problemlösungsdefizite 
Der extremen Zurückdrängung des Volkes entspricht das Hervortreten und Sich-immer-
breiter-Machen der politischen Parteien. Diese Verkehrung ließe sich aHenfaHs rechtfer-
tigen, wenn sie im Interesse einer möglichst hohen Qualität des politischen Personals und 
zur Sicherung der nötigen Entscheidungsfähigkeit unseres politischen Systems 'unerläß-
lich wär,e. Genau diese höhere Qualität der parteilichen WiUensbildung wird aber immer 
mehr in Frage gestellt. Unser Parteienstaat wird an diesem - für den Repräsentations-
gedanken lebenswichtigen - Nerv immer skeptischer beurteilt. 
Eine Zielscheibe der Kritik ist die Personalrekrutierung durch die Paneieo. Die Kem-
these eines 1992 erschienenen Buches von Erwin und Ute Scheuch geht geradezu dahin, 
daß· in den Parteien kleine Cliquen klüngeln und Weichen für politische Karrieren stellen, 
wobei die sachliche und p,ersönliche Qualität der Kandidaten durchaus nicht das Haupt-
kriterium sein müsse. 
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Die Frage der Qualität des Personals scheint mir auch der eigentliche Grund zu sein, 
warum die Bezahlung der Politiker in der Öffentlichkeit ein solch gewichtiges Thema 
darstellt. Es ist weniger die Höhe der Bezüge, als vielmehr das Mißverhältnis zu ihren 
Leistungen, das auf Kritik stößt. "Das Vo]k", so schreibt Peter Glotz, "beginnt sich 
immer häufiger zu fragen, ob die Politikereigentl.ich das Geld wert sind, das für sie aus-
gegeben wird." 
Auch in der Sache zeigen sich allenthalben Problemlösungsdefizile. Quälend lange,. 
von parteitaktischen Positionskämpfen bestimmte Auseinandersetzungen haben ,etwa das 
Asylproblem, die Pflegeversicherung oder die Finanzierung der deutschen Einheit ger.a-
dezu zu Symbolen für die eingeschränkte Handlungskompetenz der ParteipoHtik trotz 
größter sachlicher Herausforderungen werden lassen. 
Natüdich ist es nicht möglich, in einem Vortrag politische Problemlösungsdefizite, die 
letztlich auf ein Zukurzkommen von allgemeinen und von Zukunftsinteressen hinauslau-
fen, umfassend zu schildern und zu analysieren. Doch machen. wie ich mci.ne, zwei Er-
scheinungen unser fehlendes Vertrauen in die Problemlösungsfähigkcil der ParteipoWitik 
schlaglichtartig deutlich. Die eine betrifft die RoUe des Bwulesve.Ij{ls.\"Iwgsgericht.r. Das 
Gericht ist immer mehr an die Stelle der Politik getreten und hat zunehmend die RoUe 
eines Ersatzgesetzgebers angenommen. Hier findet eine Gewichtsverlagerung zwilschen 
den Verfassungsorganen staU, die von der Politik zum Teil selbst. herbcigcHihrt wird. Ich 
erinnere nur an die Urteile zur Schwangerschaftsunterbrechung, zum Maastricht-Vertrag 
und die im April 1994 in Karlsruhe verhandelte Frage des internatiom~len Einsatzes der 
Bundeswehr .. Die Gewichtsverlagerung, die mit zunehmenden Vertrauens werten für das 
Bundesverfassungsgericht und abnehmenden Vertr.auenswerten für das Parlament ein-
hergeht, ist ein unübersehbarer Indikator für ein Versagen der P~lrteipolitik. 
Die zweite Beobachtung betrifft die RoUe der Bundesbank. Sie ist in Sachen Geldpolitik 
weisungsfrei und von Regierung und Parlament unabhängig. Der Grund liegt darin, man 
will die Bundesbank vom Spiel der politischen Parteien und Interessenverbände separie-
ren, da man diesen die Sicherung des Geldwertes vor Intlation- in Anbetracht der Versu~ 
chungen kurzfristiger und partikularer Politik - nicht zutraut. Wo könnte das - strukturell. 
bedingte - Versagen der Po]itik deutlicher zum Ausdruck kommen als in dieser Konstruk-
tion? Auch die Bundesbank genießt hohes Vertrauen, so hohes. daß nmn zur Sicherung der 
Stabilität der in Maastricht beschlossenen zukünftigen europäischen W.ährung wiederum 
auf eine unabhängige Zentral bank setzt, diesmal einer europäischen, deren Befugnisse und 
deren Unabhängigkeit einen wes,entlichen Teil des Vertrages von Ma<l.strichl ausmachen. 
Wo aber sind eigentlich die überzeugenden Gründe dafür. daß wir Gefahren einer k.urz-
sichtigen und partikularistischen Politik nur bei der Gcldpolilik erkennen und andere Po-
Iitikbereiche ausnehmen? Wirken dort nicht ganz ähnliche Kräfte? Müssen wir deshalb 
die Skepsis gegenüber der Geldpolitik nicht etwa auch auf die Finanz- und die Sozial-
politikerstrecken ? 
Um nicht mißverstanden zu werden: Ich plädiere keineswegs für eine Ausweitung des 
Gedankens der unabhängigen Bundesbank auf die gesaml.e Regierung. Es ging mir nur 
darum, an den Beispielen Bundesverfassungsgericht lind Bundesbank zu l.ci.gen, daß 
strukturelles Politikversagen eigentlich gar nichts Neucs ist. sondern daß umgekehrt 
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wichtige Institutionen ihren eigentlichen Sinn erst aus der klaren und ungeschminkten 
Erkenntnis gewinnen, daß die von Parteien und Verbänden beherrschten Parlamente und 
Regierungen leicht versagen und dagegen institutionelle Gegengewichte errichtet wer-
den müssen. 
2.3 Unterlaufen der Gewaltenteilung und Ausbeutung der öffentlichen Institutionen 
Der dritte große Strukturmangel unseres Parteien staates besteht in der Auflösung der Ge-
waltenteilung. Die Gewalten und Institutionen, die sich nach dem Grundsatz der Gewal-
tenteHung gegenseitig in Schach halten und zu ausgewogenen Entscheidungen auspen-
deln sollen, werden zunehmend gleichgeschaltet und paralysiert. Hier muß man aller-
dings differenzieren. Der Parteienwettbewerb als politisches Steuerungsmittel der parla-
mentarischen Demokratie hat Auswirkungen auf Parlament und Regierung. Da Parteien-
politik praktisch durch Regierung und Parlament umgesetzt wird, kann der Wähler 
überhaupt nur dann auswählen, wenn die Aktivitäten jeweils bestimmten Parteien zuzu-
rechnen sind; das setzt - in der parlamentarischen Demokratie - eine Strukturierung des 
Parlaments in Regierungs- und Oppositionsfraktionen voraus. Dadurch wird der klassi-
sche Gegens.atz zwischen Regierung und Parlament immer mehr überlagert vom Gegen-
satz zwischen Regierungs- und Oppositionsparteien. Dieser Verfassungswandel und der 
damit einhergehende Einfluß der. Parteien auf Parlament und Regierung erscheint 
grundSätzlich systemkonfonn. 
Die Parteien bleiben dabei aber nicht stehen, sondern suchen auch die öffentliche Ver-
waltung mit ihren se,chs MiUionen Stellen, ebenso die öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
.anstalten, die Rechtsprechung, die Wissenschaft und andere vom Grundgesetz als 
parteifrei konzipierte Einrichtungen mit ihren Leuten zu besetzen.; dies mit unterschied-
lichem Erfolg zwar - es gelingt ihnen zum Glück noch nicht immer und überall - aber 
doch immer öfter. In diesem Punkt ist die Kritik voll berechtigt. Derartige Ämterpatro-
nage zur Erhöhung des Einflusses und zur Versorgung, die der Partei zugehörigkeit der 
Bewerber Einfluß auf die SteUenbesetzung gibt, ist verfassungswidrig, weil sie g,egen 
eine Reihe von Artikeln des Grundgesetzes verstößt, si,e ist ein schleichendes Gift im 
demokratischen Rechtsstaat, dessen Schädlichkeit auf Dauer gar nicht überschätzt 
werden kann. 
Wenn die von der Parteien Gnaden in die Führungspositionen öffentlicher Unterneh-
men Gehievten sich auch noch dadurch erkenntlich erweisen, daß die Unternehmen den 
Parteien Geldspenden leisten, scheint aus der Sicht mancher Parteislrategen geradezu das 
p,erpetuum mobile der Parteienfinanzierung gefunden zu sein. 
In welche Verstrickungen die Verwaltung geraten kann, wenn die Loyalität zu einer 
Partei in Konkurrenz tritt zur Loyalität zu Gemeinwohl und Recht, haben der Fall Uwe 
Barschel und die Parteispendenaffare einer breiteren Öffentlichkeit deutlich gemacht. 
Die Verkehrung kann so weit gehen, daß diejenigen, die die Bindung der Verwaltung an 
Gemeinwoh~ und Recht auch dann ernst nehmen, wenn Parteiinteressen entgegenstehen, 
zu unmiebsamen Außenseitern werden. Ein Beispiel war der Leiter der Bonner Steuer-
fahndung, Klaus Förster, der durch Zufall einen Zipfel der ParteispendenafUire zu fassen 
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bekam, dann nicht mehr losließ und so die Lawine des .Flick-Skandals auslöste. dafür 
aber in seinem Amt nicht etwa Anerkennung und Unterstützung, sondern unverhohlene 
Zurücksetzung erntete, so daß er schließlich seinen Dienst quittierte. 
Die Ausbeutung der staatlichen Gemeinschaft durch Parteipatronage war nach frühen 
kritischen Beiträgen Theodor Eschenburgs in späteren Jahren weitgehend tabuisiert. Das 
hat sich erst seit meiner kleinen Schrift über "Ärnterpatronage durch politische Part,eien" 
von 1980 geändert. Jüngst hat auch Bundespräsident Roman Herzog das Thema traktiert 
und in partei politischer Ämterpatronage den "gewichtigsten und zugleich wundesten 
Punkt des Parteien staates" erkannt. 
Daß inzwischen auch aus Parteiensicht die Notwendigkeit eines Umdenkens akzeptiert 
wird, zeigt der damalige parlamentarische Geschäftsführer der Bundestagsfraktion der 
CDU/CSU, Jürgen Rüttgers, der in einem Buch die parteipolitische Ausrichtung von 
SchulleitersteIlen, Direktoren von öffentlichen Unternehmen ei.nschlmeßlich der Sparkas-
sen und des Pers.onals im Rundfunk kritisiert, wenn auch eher plat.onisch. denn Abhilfe-
vorschläge fehlen. 
Noch immer größte Probleme mit dem Thema hat allerdings eine Hauptrkhtung der 
PoHtikwissenschaft. Das hängt mit ihrer Fixierung auf die affirmative Darstellung der 
Macht und dem Fehlen eines nonnativen, gemeinwoh]orientierten Konzepts zusammen. 
Manchem paßt die Richtung der aktuellen Diskussion so wenig. daß er nach Art derPoIm-
tiker statt der sachlichen Auseinandersetzung in persönlicher Diff(Jmi.enmg der Exponen-
ten der Kritik seine Zuflucht sucht. Immerhin scheint sich bei viel.en anderen Politikwis-
senschaftlern ein ProzeB des Umdenkensanzubahnen. 
Es dürfte indes nicht ausreichen, daß sich der eine oder andere Wissenschaftler gele-
gentlich des Themas "Parteipolitisierung der öffentlichen Verwaltung" annimmt. Erfor-
derlich sind organisierte Forschungsanstrengungen. Leider haben die Innenminist.erien, 
die für die Ausgestaltung des Beamtenrechts zuständig sind, das Problem bisher abgetan. 
Auf Anfrage der Bundestagsfraktion der Grünen nach den Wirkungen der Ämterpatrona-
ge und den Möglichkeiten, etwas dagegen zu tun, antwortete di.e Bundesregierung vor 
einigen Jahren lapidar: Da es Ämterpatronage nicht gebe. seien die gestellten Fragen ge-
genstandslos; auch bestehe kein Grund, das Phänomen systematisch wissenschaftlj·ch zu 
erforschen - als.o eine Antwort nach der Devise. daß nicht sein kann. was nicht sein darf. 
Von besonderer Brisanz ist die zunehmende Parteip.olitisi.crullg des öffcnllich-re,cht-
lichen Rundfunks (einschließlich des Fernsehens), dIe auch auf die Rundfunkanst.alten 
der neuen Länder übertragen wurde. Dadurch wird die Informations- und Kontrollfunk-
tion des Rundfunks gemindert, ja möglicherweise allmählich h~hl11gelegt. Dies geht an 
den Nerv des demokratischen Rechtsstaats. weil unabhängige Inform:ltion und kritische 
Kontrolle durch den Rundfunk gerade im Parteienstaat unverzichtbar sind. Denn die Op-
position ist regelmäßIDg in der Minderheit und kann nur mit HilJe einer funktjonierenden 
Öffentlichkeit die Regierungsmehrheit von Fehlern abbring,en und zu möglichst guten 
Entscheidungen drängen. Die vorn Bundesverfassungsgericht Unlcrstrichene SI.aatsffrei~ 
heit des Rundfunks verlangt - angesichts der Beherrschung des Staates durch die Part,ei-
en - heute vornehmlich Parteienfreiheit des Rundfunks. Davon kann aber immer weniger ... 
die Rede sein. 
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Auch die Unabhängigkeit der Wissenschaft ist verfassungsrechtlich nicht zuletzt des-
halb gewährleistet, um ihre Sachlichkeit und Kritikfähigkeit gegenüber den Mächtigen in 
Staat und Gesellschaft zu erhalten. Darum ist es schlecht bestellt, wenn viele der Wissen-
schaftler, die sich intensiv mit den Parteien befassen, diesen aufgrund vielfacher Zusam-
menarbeit so nahestehen, daß sie kaum mehr unbefangen Kritik äußern können. Umge-
kehrt ist solche Kritik oft eine undankbare Sache, und sie ist um so und.ankbarer, je ge-
nauer sie den Nerv trifft. Wer Defizite des Parteienstaates diagnostiziert und sich dabei 
mit (fast) allen Parteien zugleich anlegen muß, wird kaum erwarten können, von den Ver-
antwortlichen ans Herz gedrückt zu werden - oder aber vielleicht so sehr, daß ihm der 
Atem wegbleibt. Er wird sich vielmehr auf massivste Diffamierungen, auch persönlicher 
Art, gefaßt machen müssen. Das hat auf höchster Ebene Bundespräsident von Weiz-
säcker erfahren. Wer Mängel der Parteipolitik kritisiert, muß gewärtigen, daß sich das 
Spezialwissen der Politiker im Bekämpfen politischer Gegner gebündelt gegen ihn kehrt. 
ebenso wie der Ingrimm ihrer wissenschaftlichen Berater, über deren beschwichtigende 
Thesen die öffendiche Diskussion mittlerweile hinweggegangen ist - und er muß bereit 
sein, dies auszuhalten. 
Die größte Gefahr der versuchten parteipolitischen Gleichschaltung aller Institutionen,. 
die vom Grundgesetz aJs partei frei konzipiert sind, läuft, so befürchte ich, auf eine Ände-
rung der Denkweise hinaus. Die Machtorientierung der Parteien steht im Gegensatz zum 
rein sachlichen und gemeinwohlorientierten Denkstil, der das Gemeinsame für ansonsten 
so verschiedene Einrichtungen wie die öffentliche Verwaltung,. die Medien und auch die 
Wissenschaft ist (oder doch sein sollte). Der parteipolitische Einfluß verändert auch 
dann, wenn er nicht von einer Partei allein ausgeht, die Motivations- und Denkweise und 
damit auch die Art der Willensbildung insgesamt. Wem es primär auf Mehrheiten, Bünd-
nisse, Macht, Positionen und Versorgung ankommt, der ist innerlich anders eingestellt 
und gelangt oft auch zu anderen Ergebnissen als der, dem es um sachliche Richtigkeit 
geht. Ein Redakteur, der die parteipolitische Schere im Kopf hat, verliert aufgrund des 
vorauseilenden Gehorsams gegenüber den .Machthabern lekht jede Produktivität. Wer 
immer nur besorgt ist,. ob den Mächtigen genehm ist, was er geistig produziert, dem droht 
allmähHch sein sachorientierter Denkstil abhanden zu kommen. Gerade der aber ist die 
Basis für die rationale Bewältigung unserer Gemeinschaftsprobleme. In der "Verbon-
zung" und ,;Yerkrustung" (Helmut Kohl) und der dadurch bewirkten Abnahme der sach-
bezogenen Reaktions- und Überlebensfähigkeit der Gemeinschaft als Ganzes liegt viel-
leicht dfue größte Gefahr der zunehmenden parteipolitischen Durchpatronierung aUer 
Bereiche. 
2.4 Politikfinanzierung 
Die Ausbeutung der staatlichen Institutionen durch die Parteien findet teilweise ihfe Ent-
sprechung in einer Ausbeutung der staatlichen Finanzen. Bei der Politikfinanzierung 
wird der Bürger voUends entmachtet, weil Regierung und Opposition in eigener Sache 
entscheiden und sich regelmäßig fraktions übergreifend einig sind. Der Wettbewerb zwi-
s,chen den Parteien soll bewirken, daß die Regierungsparteien ihre Macht nicht mißbrau-
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ehen, sondern an den Interessen der AHgemeinheit ausrichten, die über ihre Wiederwahl 
entscheidet. Das funktioniert aber nur, so lange wirklich Wettbewerb besteht. Politische 
Kartelle zwischen Regierung und Opposition machen dagegen die Allgemeinheit der 
Staatsbürger und Steuerzahler wehrlos; aus Gewaltenteilung wird faktisch ein Gewalten-
monismus,. der leicht Mißbrauch und Ausbeutung Vorschub leistet. Hier kommen, so lan-
ge das Volk nichts zu sagen hat, als Gegengewichte nur noch das Verfassungsgericht und 
die Öffentlichkeit in Betracht, deren Möglichkeiten allerdings - nicht zuletzt wegen der 
parteilichen Umarmungsversucbe - beschränkt sind. 
Ein Beispiel ist die staatlicbe Parteienfinanzierung .. Ursprünglich waren die "Väter" des 
Grundgesetzes davon ausgegangen, die Parteien finanzierten sich aBein aus Spenden und 
Beiträgen ihrer Mitglieder. Zu Beginn der 50er Jahre gab es deshalb noch keinerlei slaat-
liehe Parteienfinanzierung. Die direkte Parteienfinanzierung aus der Staatskasse wurde 
erst 1959 in der Bundesrepublik eingeführt. Dies war eine europäi.sche Premiere und 
wäre sogar eine Weltpremiere gewesen, häUen nicht Costa Rica und Argenlinien sme 
schon vorher eingeführt. Aufgrund des schnellen Wachstums der von den Parteien selbst 
bewilligten Staatsmittel mußte das Bundesverfassungsgericht 1966 Grenzen ziehen. 
Auch später sind die Ansätze zur Begrenzung der Anspruchsmentalilät der Parteien und 
zur Ordnung dieses Bereichs regelmäßig vom Bundesverfassungsgericht ausgegangen 
(wenn das Gericht auch keineswegs eine gerade Linie verfolgte). Hier wird die schon 
erwähnte Funktion des Bundesverfassungsgerichts .als Ersatzgesetzgeber deullich. Das 
Parteiengesetz, das in Wahrheit weitgehend ein Parteienfinam:;erungsgesetz ist. stellt in 
allen wichtigen Punkten lediglich eine Ratifikation verfassungsgerichtHchcr Urteile dar. 
wobei die Parteien allerdings ständig versuchten, die vom Gericht gesetzten Gr,enzen hin-
auszuschieben. 
Der letzte Zug in dieser gigantischen Schachpartie zwischen Bundesverfassungsge-
richt und Parlament war die Änderung des Parteiengesetzes Ende 1993. Dieses Ges,etz 
geht auf ein Grundsatz-Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 9. April 1992 zurück. 
Um die Anforderungen dieses Urteils zu konkretisieren, hatte der Bundespräsident eine 
Kommission eingesetzt, die aus sieben Sachverständigen bestand. denen nuch ich an-
gehörte. Das neue Gesetz geht jedoch in wesentlichen Punkten über die Vorschläg1e der 
Kommission hinaus. Um die öffentliche Kritik in Grenzen zu hahen. veranst.altet.e der 
zuständige Ausschuß des Bundestags im Oktober 1993 ein Hearing. dessen Verfahren 
einem Schauprozeß östlicher Provenienz alle Ehre gemacht häue. Von den 15 ge~adenen 
Sachverständigen waren sechs die Schatzmeister der Parteien selbst. Andere "Sachv,er-
ständige" standen den vom Gesetz begi.instigten Parteien übermäßig nahe. noch andere 
hatten - angesichts chronischer Überlastung und kurzer Ladungsfristcn - keine Möglich-
keit, sich in die extrem komplizierte Materie einzuarbeit.en. So kam am Ende das von der 
großen Koalition aus Union, SPD und FDP gewünschte Ergebni.s heraus. und di.c Partei-
en konnten sagen, die Mehrheit der angehörten Sachverständigen hUtten dem Gesetz 
seine Unbedenklichkeit bescheinigt. Nachhaltig kritisiert wurde der Gesetzentwurf nur 
vom Vorsitzenden der Kommission, Prof. Horst Sendler, dem früheren Pr!isidenten des 
Bundesverwaltungsgerichts,. und von mir. Der Bundespräsident unl.crs,chrieb das Gesetz 
zwar schließlich, weil er sich bei der Verfassungsüberprufung nicht an die SteHe des Bun-
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desverfassungsgerichts setzen wollte, aber nur unter größten Bedenken, die er in einer 
gleichzeitig veröffentlichten Presseerklärung näher begründete. Damit ist ein neues Ver-
fahren in Karlsruhe bereits programmiert. Eine nicht im Bundestag befindliche Partei hat 
bereits Klage angekündigt. Doch wird es bis zu einer Entscheidung wiederum Jahre dau-
ern, während derer die Parteien die erhöhten Zahlungen erhalten, und zur Zurückzahlung 
verfassungswidriger Leistungen hat das Gericht die Parteien bisher noch nie verurteilt. 
Die neue Parteienfinanzierung sieht vor, daß die Parteien nicht mehr pro Stimmberech-
tigten 5 Mark je Wahlperiode erhalten, sondern eine Mark pro tatsächlich abgegebener 
Stimme pro Jahr; zusätzlich soll es 50 Pfennig Staatszuschuß auf j~ede ein geworbene 
Mark an Mitg]iedsbeiträgen und Kleinspenden geben. Das Ganze innerhalb einer Ober-
grenze von 230 Mio. Mark im Jahr. 
Der Grundgedanke ist, daß die Zahlungen an den Erfolg der Parteien gekoppelt sind .. 
Das gilt auch für die Wahlbeteiligung: Je höher sie ist, desto mehr sollen die Parteien an 
sich erhalten. Doch so hoch wie die genannten Beträge für die Staatsgelder bemessen 
sind - eine Mark pro Wählerstimme und 50 Pfennig pro eingeworbener Mark an Beiträ-
gen und Kleinspenden, viel höher als die Parteienfinanzierungskommission vorgeschla-
gen haue -, werden die Parteien stets den Maximalbetrag von 230 Mio. Mark erhalten -
unabhängig von der Wahlbeteiligung. Insofern kann von Erfolgsorientierung also keine 
Rede sein. 
Verfassungswidrig ist, daß die kommunalen Wählergemeinschaften - entgegen dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 1992 - von der direkten Staatsfinanzi,erung 
ausgeschlossen bleiben. 
Verfassungswidrig ist an der neuen Parteienfinanzierung nach meiner Einschätzung 
vor anem die zu hohe steuerliche Begünstigung von Spenden an Parteien. Das Bundes-
verfassungsgericht hat sie nur in einer solchen Höhe zugelassen, daß ein Durchschnitts-
verdiener sie auch ausschöpfen kann. Sonst würden Reiche - und Parteien, die besonders 
von Reichen unterstützt werden - gleichheitswidrig begünstigt. Die vom Bundespräsi-
denten eingesetzte Paneienfinanzierungskommission ermittelte diese äußerste Grenlie 
bei jährlich 4.000 Mark für Verheiratete. Das von den Parteischatzmeistem entworfene 
neue Gesetz begünstigt jetzt aber Spenden bis zur dreifachen Höhe, also bis zu 12.000 
Mark jährlich. 
Diese Grenzüberschreitung ist um so gravierender als derartige Spenden nicht nur beim 
Geber steuerbegünstigt sind, sondern bei der nehmenden Partei auch noch Staatszuschüs-
se in Höhe von 50 Prozent der Spende auslösen. 
Die Grenzüberschrefutung wurde vorgenommen, damit auch sogenannte Parteisteuem 
darunter fallen. Das sind Sonderabgaben, die Abgeordnete neben ihrem normalen Mit-
gliedsbeitrag an ihre Partei abführen müssen und die bei Bundestags- und Europaabge-
ordneten bis zu 12.000 Mark jährlich, bei der SPD und den Grünen noch mehr, betragen 
können. 
Da diese Beträge wie eine Hypothek auf dem Mandat lasten, weil sich ihnen kein Ab-
geordneter ,entziehen kann, wenn er die Wiederaufstellung durch die Partei nicht gefahr-
den wi1l, und sie faktisch aus der staatlichen Abgeordnetenentschädigung gezahlt wer-
den, stellen sie letztlich eine indirekte staatliche Parteienfinanzierung dar, di,e eig,entlich 
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illegal ist; doch ist es bisher nicht gelungen, sie zu unterbinden. Doch daß diese rechts-
widrig abgepreßten Gelder nun auch noch zweifach Staatszuwendungen auslösen - bemm 
Geber als Steuervergünstigung, bei der Partei als direkten Staatszuschuß -. ist geradezu 
aberwitzig. 
Die Urteile des Bundesverfassungsgerichts seit 1966 betrafen nur die Parteienfinanzie-
rung im engeren Sinne, Die Folge war ein explosionsartiges Wachstum der Staatszuwen-
dungen an Hilfsorganisationen der Parteien, besonders an Parlamenlsfraktionen und 
Parteistiftungen ab 1967. Die Zuwendungen an die Fraktionen des Bundestags haben sich 
seitdem fast verdreißigfacht, die an die Parteistiftungen mehr als vervierzigfacht; sie 
haben sich dadurch zu einer Größenordnung ausgewachsen. die die Staatsfinanzierung 
der eigentlichen Parteien bei weitem in den Schatten stellt. ohne daß die Öffentlichkeit 
aber bisher die Gewichtsverlagerung erkannt hätte und ohne daß sich die Rechtsprechung 
und große Teile der Wissenschaft bewußt gemacht hätten. daß dadurch die Begrenzung 
der staatlichen Parteienfinanzierung faktisch zu einem beträchtlichen Teil unterlaut:en 
werden. 
Über die Parteistiftungen veranstaltete die Regenbogen-Stift.ung der Grünen im Fe-
bruar 1994 eine Sachverständigen-Anhörung, die - anders als daserwähnlc manipuHerte 
Hearing zur Parteienfinanzierung - wirklich offen war. Übereinstimmendes Ergebnis 
aBer fünf Sachverständigen auf dem Podium war: Keine der Aufgaben. für di.e dw,e Stif-
tungen inzwischen über 600 Mio. Mark jährlich aus der Staatskasseerhahen. ,erwies sich 
als tragfähig, die Staatsfinanzierung zu rechtfertigen. Die finanzierten Aktivitäten sind 
sämtlich entweder besser beim Staat oder in den Händen der Parteien .aufgehoben. B,ei 
vielen läßt es sich nicht begründen, daß dafür überhaupt Slaatsmittel verwendet werden. 
Daß die Partei stiftungen weiterhin so viel Geld vom Staat bekommen, Hißt sich nur damml 
erklären, daß die Parteien in den Parlamenten selbst darüber entscheiden:. cine Recht.ferti-
gung liegt darin natürlich nicht. 
Über die Frakrionsfinanzierung hat der Bundestag Ende 1993 zwar - glcichzci.üg mit 
der Änderung des Parteiengesetzes - ein Fraktionsgesetz beschlossen. dtls j.lllcrdings erst 
Anfang 1995 in Kraft tritt. Auch mehrere Landesparlamcnlc h'lbcn Fr .•• ktionsgesetze 
erlassen. In Bund und Ländern werden aber die wichti.gsten vcd'assungsre,chtlkhen An-
forderungen, die die Paneienfinanzierungskommission für ci.n solches Gesetz aufgezeigt 
hatte, nicht eingehalten, etwa die genaue Benennung der Minel. dw,e die Fraktionen erhal-
ten im Gesetz und die Festlegung einer Obergrenze. Die Gesetze erkIUren sogar Öffent-
lichkeitsarbeit und das Bundesgesetz sogar Öffentlkhkcit.sarhcil der cinzc]ncn Abgeord-
neten zu den mit öffentlichen Mitteln finanzierbaren Aufgaben der Fraktionen. Da solche 
Öffentlichkeitsarbeit der Fraktionen aber ihren }eweiIigcn Muucrp.~rtciel1 zugute kommt. 
läuft sie auf die staatliche Finanzierung von Parteiwerbung hi~n,lUs. etwa in Zeitungs-
anzeigen, Broschüren oder Postwurfsendungen. Damit werden die strengen verfassungs-
rechtlichen Grenzen für die staatliche Parteienfinanzierung in krass,cr W,eise umgangen. 
Auch dazu wird die Klage einer Partei zum Bundesverfassungsgcri.cht. vorbereit.et Bis 
dieses darüber entscheidet, dürften allerdings wieder Jahre vergehen. 
Solange ist öffentliche Kritik die einzige KontroUe. In solchem Fall kann Macht-
mißbrauch durch die politische Klasse nur eingedämmt werden. wenn es geJilngt. der p!O-
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litik ein Thema öffentlich aufzuzwingen. Dafür drei Beispiele, die ich selbst bearbeitet 
und miterlebt habe: 
Ein Lehrbeispiel, daß Macht erfinderisch macht, war der sogenannte hessische Diä~en­
fall. Im Februar 1988 hatte sich der Wiesbadener Landtag mit den StiIrunen aller etablier-
ten Fraktionen im Schnellverfahren kräftige Diätenerhöhungen, hohe steuedreie Zusatz-
leistungen und unhaltbare Doppelbezüge bewilligt. Die Initiatoren hatten dies damit be-
gründet, hessische Abgeordnete bildeten im Vergleich mit anderen deutschen Parlamen-
ten das finanzielle Schlußlicht. In Wahrheit waren sie bereits in der Spitzengruppe und 
übernahmen nach der Gesetzesänderung die alleinige Spitze, teilweise noch vor den Bun-
destagsabgeordneten. Als der Bund der Steuerzahler diesen Sachverhalt einige Mona~e 
später durch ein Gutachten aus meiner Feder publik machte, mußte das Gesetz nach vier-
wöchiger öffentlicher Kritik zurückgenommen werden; der Präsident und der Vizepräsi-
dent des Landtags nahmen ihren Hut. 
Der Hamburger DiätenfaH von 1991 verlief ähnlich. Nach einem von allen etablierten 
Fraktionen eingebrachten neuen Diätengesetz sollten der Präsident und die Fraktionsvor-
sitzenden des dortigen Landesparlaments die fünffache Entschädigung von normalen 
Abgeordneten, nämlich fast 20.000 Mark monatlich, erhalten. Der in einem unleserlichen 
Gesetz gut verpackte Clou bestand darin,. daß die genannten Spitz,enparlamentarier schon 
nach dreieinhalb Jahren Amtszeit einen dynamisierten Anspruch auf ,eine Versorgung 
von über 10.000 Mark monatlich, zahlbar ab dem 55. Lebensjahr, erlangen sollten (wenn 
sie nur vorher fünf Jahre Abgeordnete waren). Man versuchte, dies mit der Altersversor-
gung von Senatoren zu begründen, also der Hamburger Minister,. die in der Tat ähnlkh 
üppig ausgestaltet war. Die Nachprüfung ergab, daß die Versorgung von Senatoren auf 
einem Gesetz beruhte, das 1987 unmittelbar vor der Auflösung des Parlaments - unter 
Verletzung einer Vielzahl von Bestimmungen der Hamburger Verfassung - an einem ein-
zigen Tag durch das Parlament und seine Ausschüsse gepeitscht worden war. Das Ges,etz 
war in Wahrheit gar nicht "eingebracht" worden, weil es - von niemandem unterschrie-
ben. sondern als Anlage eines Ausschußberichts - den Parlamentariern als Tischvorlage 
dir,ekt vor den Abstimmungen untergeschoben worden war. So wurde das Vorhaben 
camoufliert und die Öffentlichkeit unterlaufen, bei deren Einbeziehung das Gesetz nicht 
di,e geringste Chance gehabt hätte. Initiatoren waren eine Handvoll Spitzenpolitiker - im 
wesentlichen dieselben, die dann 1991 von der Pensionsregelung für Präsident und Frak-
tionsvorsitzende profitieren sollten, die nach dem Vorbild der Senatorenversorgung ge-
staltet war. Als ich im November 1991 diese Zusammenhänge in einer Stellungnahme für 
den Bund der Steuerzahler aufgedeckt und den Camouflage-Charakter des Ges·etzes von 
1987 publik gemacht hatte, war nicht nur das Diätengesetz zum Scheitern verurteilt; auch 
das Gesetz über die Erhöhung der Senatorenpension von 1987 mußte schließlich ersatz-
los gestrichen werden,. mochten die Betroffenen anfangs auch noch so wild verbal um 
sich schlagen. 
Die Hamburger Diskussion hat den Blick auf die Versorgungen von Ministern in 
Deutschland insgesamt gelenkt. Eine Untersuchung ergab, daß e,s in anderen Ländern 
teilweis,e noch unhaltbarer,e Privilegien gibt als in Hamburg. Das Saarland r.agte hervor, 
was angesichts der dortigen Haushaltsprobleme besonders prekär erscheint. Dort konn~e 
39 
ein Minister schon nach einem einzigen Amtstag die Höchstversorgung von fast 13.000 
Mark monatlich, zahlbar ab dem 55. Lebensjahr, erwerben, wenn er nur vorher 13 1/3 
Jahre im Parlament war. Das kommt vor allem daher, daß die ersten Amtsjahre doppelt 
zählen und vorangehende Parlamentsjahre wie Ministerjahre gerechnet werden. Für Bun-
desminister gibt es nichts dergleichen; sie benötigen 23 echte Amtsjahre, um eine volle 
Altersversorgung zu erwerben. 
Die saarländische Regelung ist schon vor Jahren zustande gekommen. lind zwar noch 
unter einer CDU-Regierung. Aber auch die seinerzeitige SPD-Opposition trägt Mitver-
antwortung, weil sie sich in keiner der drei Lesungen des Gesetzentwurfs im Parlament 
zu Wort meldete, von Kritik ganz zu schweigen. Grund war wohl die glekhz,eilige Ver-
doppelung der Zahlungen an die Fraktionen, die durch Einführung eines OppositiORS-
bonus überwiegend der Opposition zugute kam, und die Erhöhung der Abgeordneten-
diäten; beides mußte offenbar als eine Art politisches Schmiermittel zur HersteHung der 
"Einigkeit der Demokraten" herhalten. Der heutige Ministerpräsident Lafontaine war 
damals Mitglied des zuständigen Parlamentsausschusses und stell vcrt.retender Vorsitzen-
der der SPD-Fraktion. Er hat, als die Angelegenheit durch ein Gutachten aus meiner 
Feder im Mai 1992 veröffentlicht wurde,. zunächst - ganz ähnlich wie vor ihm die Ham-
burger - versucht, das Gesetz "ohne Einschränkung" zu verteidigen, die Kritiker persön-
lich zu beschimpfen und die Medien mit der Nazi-Presse auf eine Stufe zu stellen. 
Im übrigen berief Lafontaine sich darauf, auch in anderen Bundes~ändern sei die Ver-
sorgung von Ministern günstiger als im Bund. Das trifft zwar zu und gilt leider auch für 
die neuen Länder,. auf deren Ministergesetze die Auswüchse im Wege westlicher "Amts-
hilfe" übertragen wurden. Bloß ist dies natürlich keine Rechtfertigung. sondern umge-
kehrt ein Argument, die Überversorgung der Landesminister auch in allen ander,en Bun-
desländern zu beseitigen. 
Inzwischen ist dies tatsächlich in sechs Ländern, auch im Sallrland und in Bayern. ge-
schehen, allerdings ohne große Öffentlichkeit - dies wohl deshalb. wdl durch die Geset-
zesänderung die Berechtigung der Kritik stillschweigend anerkannt wurde. gl.eichwohl 
die Gesetze nur für die Zukunft geändert wurden, den amtierenden Ministern dagegen die 
Privilegien erhahen blieben. 
Mecklenburg-Vorpommern ist insoweit die rühmliche Ausnahme. Dort ist man dabei. 
die Privilegien auch den amtierenden und den früheren Mini.slcren zu nehmen und 
dadurch ein bemerkenswertes Vorbild auch für alle anderen Länder zu setzen. 
In neun Bundesländern, darunter z. B. auch Nordrhein-Westfalen. Schlcswig-Hol.stein 
und Sachsen-Anhalt, fehlt allerdings noch jeder Ansatz, ihre überzogene MinisIerversor-
gung dem Bundesministergesetz anzupassen. 
Die Bedeutung der staatlichen Finanzierung als Vehikel. die Macht der Parteien immer 
weiter zu verfestigen, kann man nur einigermaßen ermessen. wenn man das Gesamtspek-
trum ins Auge faßt und neben der Finanzierung der Parteien. Fraktionen lind P"rteistif-
tun gen auch die Aufwertung der Landtagsabgeordn,eten zu Vollzeitparlamentariern. di,e 
Schaffung von Abgeordnetenmitarbeitern, die Einrichtung p"rlamentarischer Staals-
sekretäre und die immer weitere Ausdehnung sogenannter politischer Beamter mit über-
zogener Versorgung einbezieht. 
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Der SPD-Vorsitzende von Brandenburg, Steffen Reiche, hat kürzlich zum Aus-
gleich für die wegbleibenden Mitglieder der Parteien allen Ernstes vorgeschlagen, den 
Parteien mehr Geld aus der Staatskasse zu geben, damit sie sich auch auf Orts-
ebene staatsfinanzierte Funktionäre leisten könnten. Derartige Gedanken erinnern an 
Vorschläge des parteinahen poHtikwissenschaftlichen SchrifUums, die parteiliche 
Ämterpatronage auszuweiten, um die Mitglieder durch Vergabe von Posten bei Laune zu 
halten. 
Peter Radunski, der frühere Bundesgeschäftsführer der CDU, empfID,ehh seinerseits als 
Ersatz für den MitgliedeITÜckgang der Parteien, ihre Aufgaben immer mehr auf die Frak-
tionen zu übertragen, und Äußerungen aus den aktiven Führungsgruppen der Bundes-
tagsfraktionen weisen in die gleiche Richtung. 
Tatsächlich sind wir längst auf dem Weg dorthin. Die Fraktionen treten in immer weite-
ren Bereichen an die Stelle der Parteien. Hinsichtlich der Parteiwerbung wurde dies im 
neuen Fraktionsgesetz auch offen abgesegnet. 
Auch die Entwicklung der Landtagsabgeordneten von einer früheren Teilzeitbeschäf-
tigung zur VoUzeittätigkeit und die entsprechende Aufstockung ihrer Bezüge. die noch 
in den 60er Jahren 40-50 Prozent der Bundestagsentschädigung umfaßt hatte, sich in-
zwischen aber dieser annähert, ist nur vor dem Hintergrund der zunehmenden Verlage-
rung von Parteiaufgaben auf sie zu verstehen. Die Aufwertung erfolgte - abgeseben von 
dem stets präsenten Wunsch nach mehr Geld - nicht, weil die Tätigkeit im Landtag das 
wirklich verlangt, sondern wegen der Inanspruchnahme der Abgeordneten vor Ort, um 
sie also - mit den Worten des früheren Bundestagspräsidenten von Hassel - als "vom 
Landtag bezahlte Parteiarbeiter von Montag bis Freitag einspannen zu können". Hier 
haben wir also berehs Ansätze für den staatlich finanzierten hauptamtlichen Partei-
funktionär. 
]n ähnliche Richtung geht die Einrichtung von Abg,eordnetenmitarbeitem. die vor 
25 Jahren emngeführt und seitdem stark ausgebaut wurde. Für die Bezahlung von Mitar-
bemtem für Bundestagsabgeordnete wurde 1969 erstmals gut drei Mio. Mark in den Bun-
deshaushaltsplan eingestellt. 1992 waren es bereits 135 Mio .. Mark, also mehr als die 
öffentlichen Mittel für Bundestagsfraktionen. Bundestagsabgeordnete verfügten 1991 
über 4.000 Mitarbeiter. Jeder Bundestagsabgeordnete hat im Durchschnitt zwei voll-
beschäftigte und vier teilbeschäftigte Mitarbeiter. Sie werden nicht nur in Bann, sondern 
auch im Wahlkreis eingesetzt, und ihre Tätigkeit ist oft in weiten Bereichen nicht mehr 
von der staatlich bezahlter Parteifunktionäre zu unterscheiden. 
Di,e so ausgestatteten Abgeordneten verfügen über einen Apparat, der ihnen ungeheue-
re materielle Übermacht gegenüber allen Konkurrenten um die innerparteilichen Nomi-
nierung gibt. Diese materielle und personelle Übermacht wiederholt sich im Verhältnis 
zwischen den etablierten und den nicht im Parlament vertretenen Parteien, die über keine 
Partei arbeit. leistende Abgeordneten, Abgeordnetenmitarbeiter, Fraktionen und Partei-
stiftungen verfügen. 
Beides beeinträchtigt, ja beseitigt die Offenheit des politischen Prozess.es, die für die 
Leistungsflihigkeit des Parteiensystems und ihre Wandlungsfähigkeit bei neuen Heraus-
forderungen so zentral wichtig ist 
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All das läuft - nimmt man noch die geschildert,e Patronage in Verwaltung. öffentlichen 
Unternehmen und anderen Bereichen hinzu - im Ergebnis auf eine unerhörte Verkru-
stung des Systems hinaus, die der Moße Blick auf die engere Parteienfinanzierung auch 
nicht entfernt zu erfassen vermag. 
3. Ausblick 
In der Parteienfinanzierung und der ÄmterpoHtik spiegeln sich die vier ci.ngangs genann-
ten zentralen Pohtikmängel, wie durch ein Brennglas v,ergröß,ert: Das polWsche Pnr 
blemlösungsdefizü,. die Entmündigung des Volkes, das Unterlaufen der Gewalt,enteihmg 
und die Dominanz des Eigeninteresses der Parteien an Macht. Posten und Geld. Die 
öffentliche Diskussion um Parteienfinanzierung und Ämterpatronage isn deshalb k,ein 
Nebenkriegsschauplatz, sondern ein Mikrokosmos. in dem Parteiendefizite besonders 
, klar zum Ausdruck kommen. 
Es ist der Politik nicht gelungen, die Parteienfinanzierung und Ministcrversorgung in 
den Ländern befriedigend zu ordnen. Das Bundesverfassungsgericht mußte bei der Par-
teienfinanzierung immer wieder, mehr scMecht als recht, als Ersalzgesct.zgeber in di,e 
Bresche springen. Wo es dies bisher nicht tat, wie bei der Finanzierung der Fraktionen 
und Parteistiftungen oder bei der Durchsetzung eines der Parteilpolitik entzogenen Ver-
fahrens der Stellenbesetzung im öffentlichen Dienst - bleibt die Mmcrie ungeordnet.. Das 
Problemlösungsdefizit der Parteien ist handgreiflich. 
Die Erfahrungen in Hessen, Hamburg und im Saarland bestätigen den geringen politi~ 
sehen Stellenwert von Sachargumenten und das große Gewicht der Eigcninteressen der 
politischen Klasse, also den Kern dessen, was Bundespräsi.dent vonWci.7.sä,cker mit 
"Machtvergessenheit" und "Machtversessenheit" meint. In Hessen wurden der dllmaIDige 
Ministerpräsident Wallmann, im Saarland Ministerpräswdent Lafonlainc Monate vor 'Ver-
öffentlichung der vernichtenden Gutachten schriftlich gewarnt und um der Sache willen 
um Reforminitiativen gebeten. Es geschah nichts .. Erst nach Veröffentlichung der Gut-
achten wurde aufgrund massivsten öffentlichen Drucks eingelenkt. und .1l1eh die BegrUn-
dung dafür belegt. den geringen SteHenwert von Sachfragen: Nkht wegen der groben 
Unangemessenheit wurden in Hessen und Hamburg die Gesetze wj,cdcr .mfgehoben. son-
dern weil man die Wucht der öffentlichen Kritik unterschätzt h'lbc. 
Auch die Entmündigung des Volkes geht bei der Polilikfinanzierung besonders weit: 
\ Durch Kartellabsprachen der Parteien wird der Bürger entmachtet. Wen immer er wählt-
I" alle sind in das Kartell eingebunden. 
Dadurch werden die Auswüchse überhaupt erst ermöglicht. Das zeigt auch die Geglen-
probe: Wo dem Volk seine Rechte nicht vorenthahen werden, ist. nich, nur das Niveau der 
Politikfinanzierung weit geringer, sondern besteht auch emn wirksames Gegengewicht: 
gegen Mißbrauch - z. B. in der Schweiz, wo jedes Gesetz unter Vorbehalt des Volksent-
scheids steht. 
Diese Beispiele bestätigen: Gegen Übermacht und Machlmwßbrauch der Parteien gibt 
j es letztlich nur ein Gegenmittel: die Aktivierung des VOllkcs selbst. Die Forderung. das 
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Volk behutsam aus der Entmündigung zu entlassen, ist also nkht nur demokratischer 
Selbstzweck, weil mehr Entscheidung durch das Volk in einer Demokratie einen Eigen-
wert darstellt, sondern zugleich auch Mittel zur Eindämmung parteilicher Ausbeutungs-
tendenzen. Sie wird zum Kern einer erneuerten Gewaltenteilung gegen Über- und All-
macht der Parteien. 
Aktivierung des Volkes heißt aber nicht in erster Linie Selbsten~s~!t:~idung in Sachfragen, 
sondern vor allem Verstärkung seines Einflusses auf die perSonaiausw~'. Sie ist geeignet, 
- J 
g],eich mehreren parteilichen Fehlentwicklungen entgegenzuwiil{,en~- auch den Defiziten 
der Personalrekrutierung und der Entscheidungskompetenz. Dies läßt sich an der Einrich-
tung des direkt gewählten Bürgermeisters zeigen: Der Bürger kommt in der Direktwahl zu 
Wort, die Parteien werden zurückgedrängt. In Baden-Württemberg sind über 50 Prozent 
der Bürgermeister - vornehmlich in kleineren Gemeinden - ohne Parteibuch, und auch in 
Städten sind die Bürgermeister alles andere als hörige Parteisoldaten. Spezialstudien 
zeigen, daß p.arteHiche Postenkungelei hier deutlich geringer ist, weil der Direktgewählte 
es sich leisten kann, Personalwünsche der Fraktionen zurückzuweisen, ohne seine Wieder-
wahl zu gefahrden; denn dafür ist das Volk zuständig, das korrekte Amtsführung honoriert. 
Die Attraktivität des direkt gewählten Amtes lockt die besten Bewerber an. ~---Pirektge­
wählte kann ,das:Uemeindewohl zu s~eil1ei\5ache machen, hat hohe Entscheidungsk:ompe-
-------- ~----~ -~----
tenz und braucht eine Uberwucherung durch gutorganisierte Partik:ularinteressen weniger 
zu fürchten. Der baden-württembergische Bürgermeister ist also geeignet, alle vier oben-
genannten Problempunkte der Parteienherrschaft zugleich einzudämmen. 
Es geht insgesamt darum, die Grundlagen der politischen Willensbildung zu verbes-
sern. Die Stellung der politischen Parteien ist heute die zentrale Veifassungsfrage in 
Deutschland oder sollte es doch sein. Das Grundgesetz beschränkte sich 1949 darauf. die 
Parteien anzuerkennen •. ohne ihnen aber zugleich Grenzen zu setzen. Das reicht heute 
nicht mehr. Eine staatliche Ordnung., die dem parteilichen Egoismus auf Kosten des Ge-
meinwohls freien Lauf läßt, hat auf Dauer keine Zukunft - vor allem nicht in einer Zeit, 
in der die Herausforderungen des Parteien staates schlagartig wachsen. 
Daß wir alle an den notwendigen Reformen mitwirken müssen, hat Karl Raimund Pop-
per folgendermaßen formuliert, und mit diesem Zitat will ich schließen: "Die Rechtsord-
nung kann zu einem mächtigen Instrument für ihre eigene Verteidigung werden. Zudem 
können wir di,e öffentliche Meinung beeinflussen und auf einem viel strengeren mora-
hschen Kodex bestehen. All dies können wir tun; es setzt aber die Erkenntnis voraus, daß 
es ... unsere Aufgabe ist und wir nicht darauf warten dürfen, daß auf wunderbare Weise 
von selbst eine neue Welt geschaffen werde." 
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